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►AKTUELL: DIE GOLDENE HIMBEERE FÜR … DIE ÜBERBRÜCKUNGSHILFE ALS FÖRDERPROGRAMM

Bei der Überbrückungshilfe I, II und demnächst III 
wurde wirtschaftspolitisch sicherlich einiges richtig-
gemacht. Dazu wird der stärkere Fokus auf unge-
deckte Fixkosten gehören. Dennoch sind viele För-
derentscheidungen fraglich. So ist die Anrechnung 
anderer Förderungen beihilferechtlich geboten, 
wenn aber das Kurzarbeitergeld die Überbrü-
ckungshilfe auf null setzt, führt auch das zu einem 
Problem, da man mit Kurzarbeitergeld nicht die 
Miete für seine Geschäftsräume zahlen kann. 
Düster sieht es bei der handwerklichen Umsetzung 
aus, was für einen Negativpreis wie die goldene 
Himbeere für Förderprogramme qualifizieren dürf-
te. Die Gründe werden Föderalismusthemen sein, 
aber auch menschliches Versagen. Die Öffentlichkeit 
gelangt praktisch nicht an die Rechtstexte, auf denen 
die Überbrückungshilfe basiert. Tatsächlich sind dies 
Verwaltungsvereinbarungen zwischen Bund und 
Ländern „nebst Ergänzungsvereinbarungen ein-

schließlich der entsprechenden Vollzugshinweise 
sowie der erläuternden Hinweise des Bundes, insbe-
sondere … und der FAQ des Bundes in der jeweils 
gültigen Fassung“ (BayMBl. 2020 Nr. 664). 
Der Bürger (inkl. Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, 
Rechtsanwälte) soll sich an FAQ auf der Website des 
Bundeswirtschaftsministeriums orientieren. Das 
sind Antworten – teilweise nicht eindeutig und unter 
falschen Überschriften – auf Fragen, die Bürger nie 
(eigentlich: F = „frequently“) stellen konnten, weil 
sie die Rechtsquellen nicht zu sehen bekamen. Durch 
den Dschungel lotsen sollen Steuerberater, die nach 
dem Auftrag nie gefragt haben. Das System würde 
zusammenbrechen, wenn alle Steuerberater ihre 
Mitwirkung verweigerten, also muss man wohl oder 
übel mitmachen. Beantragt man zu optimistisch, 
rümpft der Staat die Nase, ist man zu pessimistisch, 
will der Mandant Schadensersatz für entgangene 
Förderung. Wer haftet für faule goldene Himbeeren? 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG FEBRUAR UND MÄRZ 2021 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.02.2021 10.03.2021 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag – 10.03.2021 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag – 10.03.2021 

Umsatzsteuer2 10.02.2021 10.03.2021 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung 10.02.2021 – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 15.02.2021 15.03.2021 

Gewerbesteuer 15.02.2021 – 

Grundsteuer 15.02.2021 – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 18.02.2021 – 

Sozialversicherung4 24.02.2021 29.03.2021 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an Anteilseigner an das zu-
ständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 

dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfrist endet damit entsprechend früher. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

4 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuch-
führung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf-
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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►KINDER 

Erweiterung Kinderkrankengeld während der 
Corona-Pandemie 
Der Bundesrat hat am 18.01.2021 die Ausweitung 
des Kinderkrankengeldes in der Corona-Pandemie 
gebilligt. Es soll damit im Jahr 2021 pro Elternteil 
von 10 auf 20 Tage pro Kind, für Alleinerziehende 
von 20 auf 40 Tage pro Kind verdoppelt werden. 
Voraussetzungen sind, dass: 
· sowohl der betroffene Elternteil als auch das 

Kind gesetzlich krankenversichert sind, 
· das Kind das zwölfte Lebensjahr noch nicht voll-

endet hat oder aufgrund einer Behinderung auf 
Hilfe angewiesen ist, 

· keine andere im Haushalt lebende Person das 
Kind beaufsichtigen kann. 

Die Höhe des Kinderkrankengeldes beträgt 90 % des 
ausgefallenen Nettoarbeitsentgelts. Die Regelung ist 
rückwirkend zum 05.01.2021 in Kraft getreten. 
Neu ist, dass der Anspruch auch in den Fällen be-
steht, in denen das Kind nicht krank ist, sondern zu 
Hause betreut wird, weil die Schule oder die Ein-
richtung zur Kinderbetreuung pandemiebedingt ge-
schlossen ist oder die Präsenzpflicht im Unterricht 
ausgesetzt bzw. der Zugang zum Kinderbetreuungs-
angebot eingeschränkt wurde. Anspruchsberechtigt 
sind auch Eltern, die im Home-Office arbeiten. 

Kinderbetreuungskosten: Kein Abzug bei steuer-
frei gezahlten Arbeitgeberzuschüssen 
Ein Ehepaar machte in seiner Einkommensteuerer-
klärung Kosten für die Betreuung seines Kindes im 
Kindergarten als Sonderausgaben steuermindernd 
geltend. Das Finanzamt erkannte diese Kosten je-
doch nicht an, da der Arbeitgeber des Klägers diese 
erstattet habe. Mit seiner Klage machte das Ehepaar 
geltend, dass es durch die Kindergartenkosten wirt-
schaftlich belastet sei. Es erhielten Arbeitgeber nur 
steuerfreien Arbeitslohn, aber keinen Ersatz der 
Aufwendungen. Es war der Auffassung, dass die 
gesetzliche Regelung - anders als bei anderen Son-
derausgaben - keine Kürzung um steuerfreie Ein-
nahmen vorsieht. Des Weiteren regle das Schreiben 
des Bundesfinanzministeriums zu Kinderbetreu-
ungskosten die Streitfrage ebenfalls nicht. 
Die Klage hatte vor dem Finanzgericht Köln keinen 
Erfolg. Das Finanzamt habe zu Recht den Abzug 
versagt. Kinderbetreuungskosten könnten mit bis zu 
zwei Drittel der Aufwendungen als Sonderausgaben 
abgezogen werden. Die Kläger seien in Höhe des 
Arbeitgeberzuschusses nicht wirtschaftlich belastet, 
sodass ihnen keine Aufwendungen entstanden seien. 
Ebenso führe der erstrebte zusätzliche Sonderausga-
benabzug zu einer verfassungsrechtlich unzulässigen 
Ungleichbehandlung mit Steuerpflichtigen, deren 

Arbeitgeber – etwa durch die Unterhaltung eines 
Betriebskindergartens – die Kinderbetreuungsleis-
tungen unmittelbar selbst erbringe. 

►ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

Kosten für Winterdienst steuerlich geltend machen 
Hauseigentümer trifft häufig eine Räumpflicht, die 
auch an die Mieter weitergegeben werden kann. 
Wenn ein Unternehmen mit der Schneebeseitigung 
beauftragt wird, können die Kosten für den Winter-
dienst steuermindernd geltend gemacht werden. 
Die Ausgaben können in der Einkommensteuerer-
klärung als haushaltsnahe Dienstleistungen abge-
setzt werden. Es dürfen 20 % der Aufwendungen 
und maximal 4.000 Euro pro Jahr abgezogen wer-
den. Wenn der Steuerzahler beispielsweise 600 Euro 
für das Kehren des Gehweges vor dem Haus zahlt, 
lassen sich bis zu 120 Euro Steuern sparen. 
Voraussetzung ist, dass der Räumdienst eine Rech-
nung ausgestellt hat und der Rechnungsbetrag auf 
das Konto des Dienstleisters überwiesen wurde. 
Mieter können die Kosten für die Schneebeseitigung 
der Betriebskostenabrechnung entnehmen. 

Kosten für Hausnotrufsystem können steuerlich 
geltend gemacht werden 
Eine Seniorin lebte allein im eigenen Haushalt und 
nahm ein Hausnotrufsystem in Anspruch, womit sie 
sich im Notfall per Knopfdruck an eine 24-Stunden-
Service-Zentrale wenden konnte. Das Finanzamt 
erkannte die Kosten hierfür nicht an, weil die Dienst-
leistung nicht im Haushalt der Rentnerin erfolge. 
Das Sächsische Finanzgericht gab jedoch der Senio-
rin Recht. 20 % der Kosten des Hausnotrufsystems 
seien als haushaltsnahe Dienstleistung steuermin-
dernd anzuerkennen. Haushaltsnahe Dienstleistun-
gen seien solche Tätigkeiten, die gewöhnlich durch 
Mitglieder des Haushalts oder dort Beschäftigte er-
bracht werden. Im Regelfall stellten in einer Haus-
haltsgemeinschaft lebende Familienangehörige im 
räumlichen Bereich des Haushalts sicher, dass kran-
ke und alte Haushaltsangehörige im Bedarfsfall Hilfe 
erhalten. Diese Bereitschaft ersetze das von der Se-
niorin in Anspruch genommene Notrufsystem.  
Für Senioren, die in betreuten Wohnanlagen leben, 
sei die Anerkennung durch die Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs geklärt. Auch bei alleinlebenden 
Senioren könnten die Kosten eines Hausnotrufsys-
tems steuerlich berücksichtigt werden, wobei es un-
erheblich sei, dass sich die Notrufzentrale nicht im 
räumlichen Bereich des Haushalts befinde. 

Besteuerung der Einmalzahlung aus Direktver-
sicherung ist verfassungsgemäß 
Im vorliegenden Fall erhielt die Klägerin im Streit-
jahr 2012 eine Einmalzahlung aus einer Direktversi-
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cherung in Höhe von rund 23.000 Euro. Das beklagte 
Finanzamt unterwarf diesen Betrag der Einkom-
mensteuer, was zu einer Steuerfestsetzung von rund 
5.500 Euro führte. Die Klägerin war der Ansicht, 
dass die Besteuerung verfassungswidrig ist. Sie füh-
re zu einer Ungleichbehandlung. Die Steuerbelas-
tung wäre geringer gewesen, wenn sich die Klägerin 
statt der Einmalzahlung eine monatliche Rente hätte 
auszahlen lassen. Zum anderen fielen die auf die 
Auszahlung entfallenden Krankenversicherungsbei-
träge nicht in einer Summe an, sondern würden auf 
zehn Jahre verteilt. Da der Klägerin nach Abzug der 
Steuern und Krankenversicherungsbeiträge nur ca. 
12.700 Euro von der Versicherungsleistung verblie-
ben, sei auch die Eigentumsgarantie verletzt. Außer-
dem sei sie bei Abschluss der Versicherung nicht 
hinreichend auf die steuerlichen Konsequenzen hin-
gewiesen worden. Schließlich sei die Steuerersparnis 
in der Ansparphase nicht so hoch gewesen wie die 
nun festgesetzte Steuernachzahlung, weil die Beiträ-
ge lediglich im Rahmen des Höchstbetrages von 210 
Euro pro Monat abzugsfähig gewesen seien. 
Die Klage wurde durch das Finanzgericht Münster 
abgewiesen. Die Einmalzahlung sei unstreitig als 
Leistung aus einer Direktversicherung zu versteu-
ern. Des Weiteren sei die volle Versteuerung auch 
verfassungsgemäß. Eine Ungleichbehandlung im 
Verhältnis zur laufenden Auszahlung einer Rente 
liege nicht vor, da sich dies aus dem verfassungs-
rechtlich nicht zu beanstandenden Grundsatz der 
Abschnittsbesteuerung ergebe. Auch sei die Eigen-
tumsgarantie nicht verletzt, da der Klägerin unter 
Berücksichtigung der zeitlichen Streckung der Kran-
kenversicherungsbeiträge und der Ersparnis aus der 
Steuerfreiheit der Entgeltumwandlung in der An-
sparphase tatsächlich im Ergebnis ca. 20.000 Euro 
von der Versicherungsleistung verblieben. Schließ-
lich sei nicht der Staat, sondern das Versicherungs-
unternehmen für eine etwaige steuerliche Falschbe-
ratung der Klägerin verantwortlich.  

►ARBEITGEBER/ARBEITNEHMER 

Steuerfreies Fitnessprogramm 
Im Rahmen eines Firmenfitnessprogramms konnten 
Arbeitnehmer in Fitnessstudios trainieren. Der Ar-
beitgeber erwarb einjährige Trainingslizenzen, für 
die monatlich jeweils 42,25 Euro zzgl. Umsatzsteuer 
zu zahlen waren. Die Arbeitnehmer leisteten einen 
Eigenanteil von 16 Euro bzw. 20 Euro. Bei der Lohn-
besteuerung ließ der Arbeitgeber die Sachbezüge 
außer Ansatz, da diese ausgehend von einem monat-
lichen Zufluss unter die 44 Euro-Freigrenze für 
Sachbezüge fielen. Das Finanzamt vertrat demge-
genüber die Auffassung, den Arbeitnehmern sei die 
Möglichkeit, für ein Jahr an dem Firmenfitnesspro-
gramm teilzunehmen, „quasi in einer Summe“ zuge-
flossen, weshalb die 44 Euro-Freigrenze überschrit-

ten sei. Es unterwarf die Aufwendungen für die Jah-
reslizenzen abzüglich der Eigenanteile der Arbeit-
nehmer dem Pauschsteuersatz von 30 %. 
Dem schlossen sich jedoch weder das Finanzgericht 
noch der Bundesfinanzhof an. Der geldwerte Vorteil 
sei den teilnehmenden Arbeitnehmern als laufender 
Arbeitslohn monatlich zugeflossen. Der Arbeitgeber 
habe sein vertragliches Versprechen, den Arbeit-
nehmern die Nutzung der Fitnessstudios zu ermög-
lichen, unabhängig von seiner eigenen Vertragsbin-
dung monatlich fortlaufend durch Einräumung der 
tatsächlichen Trainingsmöglichkeit erfüllt. Unter Be-
rücksichtigung der von den Arbeitnehmern geleiste-
ten Eigenanteile sei daher die 44 Euro-Freigrenze 
eingehalten worden, so dass der geldwerte Vorteil 
aus der Teilnahme an dem Firmenfitnessprogramm 
nicht zu versteuern sei. 

►UMSATZSTEUER 

Mietvertrag ohne offenen Umsatzsteuer-Ausweis – 
Keine berichtigungsfähige Rechnung 
Bei Dauerschuldverhältnissen erfüllt ein Vertrag nur 
dann die Funktion einer Rechnung, wenn in dem 
Vertrag die Umsatzsteuer offen ausgewiesen ist und 
ergänzende Zahlungsbelege vorgelegt werden, aus 
denen sich die Abrechnung für einen bestimmten 
Zeitraum ergibt. Der Passus „zuzüglich der jeweils 
gesetzlichen Umsatzsteuer” im Mietvertrag ohne 
eine entsprechende Regelung zur Option oder ohne 
einen Hinweis auf die Ausübung der Option seitens 
des Vermieters genügt in diesem Fall den Anforde-
rungen an den Ausweis der Umsatzsteuer nicht. Das 
entschied das Finanzgericht Münster. 
Voraussetzung für die Rückwirkung einer Berichti-
gung auf den Zeitpunkt, in dem die Rechnung ur-
sprünglich ausgestellt wurde, sei, dass es sich um 
eine berichtigungsfähige Rechnung handele. Ein Do-
kument sei dann eine Rechnung und damit berichti-
gungsfähig, wenn es Angaben zum Rechnungsaus-
steller, zum Leistungsempfänger, zur Leistungsbe-
schreibung, zum Entgelt und zur gesondert ausge-
wiesenen Umsatzsteuer enthält. Im konkreten Fall 
handle es sich bei dem Mietvertrag in Verbindung 
mit den monatlichen Zahlungsbelegen nicht um eine 
berichtigungsfähige Rechnung in diesem Sinne.  

►ERBSCHAFTSTEUER 

Abriss wegen Gebäudemängeln: Erbschaftsteuer-
befreiung für Familienheim kann entfallen 
Wenn Kinder ein Haus der Eltern erben und dieses 
mindestens 10 Jahre selbst bewohnen, bleibt dies 
erbschaftsteuerfrei, wenn die Wohnfläche 200 qm 
nicht übersteigt. Wird das Haus vor Ablauf der 
Zehnjahresfrist abgerissen, kann nachträglich Erb-
schaftsteuer anfallen. Das kann selbst dann gelten, 
wenn der Erbe das Familienwohnheim wegen erheb-
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licher Mängel abreißen lässt. So entschied das Fi-
nanzgericht Düsseldorf. Der Abriss sei eine freiwilli-
ge Entscheidung gegen eine Selbstnutzung, wodurch 
der Grund für die Steuerbefreiung wegfallen könne. 
Im konkreten Fall erbte die Tochter 2009 ihr Eltern-
haus. Die Erbschaft blieb steuerfrei, weil die Kläge-
rin das Haus nach dem Tod der Eltern bewohnte. 
Rund sieben Jahre nach dem Erbfall zog die Tochter 
allerdings aus dem Haus aus und ließ das Gebäude 
abreißen, denn aus ihrer Sicht war das Haus nicht 
mehr bewohnbar. Zudem konnte sie aus gesundheit-
lichen Gründen ihre in der zweiten Etage des Hau-
ses liegende Wohnung nicht mehr erreichen und der 
Einbau eines Treppenlifts sei wegen des schlechten 
Zustands unwirtschaftlich gewesen. Dennoch ver-
langte das Finanzamt nachträglich Erbschaftsteuer. 
Das Gericht hielt das für rechtmäßig. Erst nach Ab-
lauf einer zehnjährigen Selbstnutzung bleibe die Erb-
schaft endgültig steuerfrei. Es sei denn, es lägen 
nachweislich zwingende Gründe vor, die eine 
Selbstnutzung für den Erben unmöglich machen. Die 
von der Klägerin geltend gemachten Mängel an dem 
Gebäude seien keine derartigen zwingenden Grün-
de, sondern allenfalls nachvollziehbare Gründe, wel-
che die Klägerin zur Aufgabe der Selbstnutzung be-
wogen hätten. Entsprechendes gelte für den Auszug 
der Klägerin aus dem Haus wegen der Mängel und 
den nachfolgenden Abriss des Gebäudes.  

Zur Steuerpflicht bei Übertragung des Familien-
heims im Todesfall 
Der Übergang des von der Familie oder einem Ehe-
paar/einer Lebenspartnerschaft genutzten Familien-
heimes ist grundsätzlich von der Erbschaftsteuer 
freigestellt. Das Familienheim wird hierfür definiert 
als eine Eigentumswohnung/eine Wohnung in ei-
nem anderen Gebäude, die zu Wohnzwecken von 
den Partnern und den zur Familie gehörenden Kin-
dern bewohnt wird. Die Mitnutzung durch Eltern, 
Schwiegereltern, Großeltern oder Hausgehilfen/Au-
Pairs ist unschädlich für die Steuerbefreiung. Wenn 
an diese Personen aber eine Wohnung oder einige 
Räume im Rahmen eines Mietvertrages überlassen 
werden, ist dies keine Familienwohnung. Die 
Wohnnutzung muss überwiegen, ein Arbeitszimmer 
in der Wohnung ist aber unschädlich. Die Wohnung 
muss der Lebensmittelpunkt der Familie sein.  
Zweitwohnungen oder Ferienwohnungen sind nicht 
begünstigt. Auf den Wert und die Größe der Woh-
nung/des Hauses kommt es nicht an. Falls sich auf 
dem Grundstück noch andere Gebäude oder Räume 
befinden, muss eine Aufteilung entsprechend der 
genutzten Flächen erfolgen. 
Geht dieses Familienheim auf den überlebenden 
Ehe- oder Lebenspartner über, ist diese Übertragung 
von der Erbschaftsteuer zunächst befreit. Der Er-
werber muss die Familienwohnung aber nach dem 

Todesfall zehn Jahre lang selbst bewohnen. Nur 
wenn objektiv zwingende Gründe dagegen vorlie-
gen, z. B. die eigene Unterbringung in einem Pflege-
heim, bleibt die Steuerfreiheit erhalten. Wird die 
Nutzung dagegen aufgegeben, erfolgt eine nachträg-
liche Steuererhebung. Dabei kann auch auf das wei-
tere ererbte Vermögen eine höhere Belastung durch 
die höhere Steuerprogression entstehen. 
Seit 2009 ist auch eine Befreiung im Falle des Er-
werbs durch Kinder vorgesehen. Sie müssen das 
Familienheim unverzüglich nach dem Todesfall be-
ziehen. Zeitliche Verzögerungen können anerkannt 
werden, falls z. B. noch das Ende eines Schuljahres 
oder die Kündigungsfrist für die bisherige eigene 
Wohnung abgewartet werden muss. Sind mehrere 
Kinder Erben, zieht aber nur ein Kind in die Woh-
nung ein, bleibt nur sein Erbanteil quotal steuerfrei. 
Die Befreiung für Kinder gilt nur für eine Wohnflä-
che von 200 qm, bei größeren Familienheimen muss 
daher eine flächenmäßige Aufteilung erfolgen. Auch 
für die Kinder gilt die Behaltefrist von zehn Jahren. 

Das Berliner Testament und dessen Auswirkung 
auf die Erbschaftsteuer 
Als Berliner Testament wird eine testamentarische 
Regelung bezeichnet, bei denen Ehegatten sich ge-
genseitig zu Erben einsetzen und ihre gemeinsamen 
Kinder zu Erben des Letztversterbenden. Diese Re-
gelung hat sich im Zivilrecht als vorteilhaft erwie-
sen, weil die Interessen der Eheleute dadurch vor-
teilhaft abgedeckt werden. Die Folgen aus erbschaft-
steuerlicher Sicht können aber nachteilig sein, sobald 
Vermögen oberhalb der persönlichen Erbschaftsteu-
erfreibeträge vererbt wird. Vereinfacht gesagt, sind 
die Steuerbelastungen gegenüber einem Erbfall mit 
Vermögensübergang auf die Kinder durch beide El-
ternteile je nach Anzahl der gemeinsamen Kinder ab 
einem steuerpflichtigen Vermögen von je 201.000 
Euro bei einem Kind, von je 401.000 Euro bei zwei 
Kindern und von je 501.000 Euro bei drei Kindern 
nachteilig, wenn beide Elternteile je 50 % des Ver-
mögens halten und keine Vorschenkungen erfolgt 
sind. Befindet sich das Vermögen nur in der Hand 
des Erstversterbenden, sind die vorstehenden Gren-
zen bei zwei oder mehr Kindern noch niedriger. 
Um die steuerlichen Nachteile der zivilrechtlich als 
vorteilhaft angesehenen Vererbung zu vermeiden, 
sollten in den Testamenten für den ersten Erbfall 
Vermächtnisse zu Gunsten der Kinder – bis zur Hö-
he der persönlichen Freibeträge – vorgesehen wer-
den. In diesem Zusammenhang kann auch an Ver-
mächtnisse für ggf. vorhandene Enkelkinder gedacht 
werden. Diese Vermächtnisse sind als Nachlassver-
bindlichkeit abzugsfähig. Damit die Liquidität des 
überlebenden Ehegatten nicht übermäßig bean-
sprucht wird, kann dabei auch eine spätere Fälligkeit 
oder ratenweise Auszahlung angeordnet werden. 


